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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 
(10. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 15/2544 - 


Entwurf eines Gesetzes 

zu der in Rom am 17. November 1997 angenommenen Fassung 
des Internationalen Pflanzenschutzübereinkommens 


A. Problem 

Gemäß Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes bedarf die im Jahre 1997 im 
Rahmen der 29. Konferenz der Emährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der Vereinten Nationen (FAO) angenommene Fassung des Internationalen 
Pflanzenschutzübereinkommens (IPPC) der Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften in Form eines Bundesgesetzes als Voraussetzung für die Ratifi- 
kation. 

Das IPPC dient der Vereinheitlichung international anerkannter Grundsätze 
zum Schutz der Gesundheit von Pflanzen, Menschen und Tieren sowie der 
Umwelt und trägt der Notwendigkeit internationaler Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung von Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse ins- 
besondere zur Verhinderung ihrer Einschleppung in gefährdete Gebiete Rech- 
nung. 


B. Lösung 

Einstimmige Annahme 


C. Alternativen 

Ablehnung des Gesetzentwurfs. 


D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufgaben 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes 
grundsätzlich nicht mit zusätzlichen Kosten belastet. 
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Lediglich aufgrund der Errichtung einer Kommission für pflanzengesundheit- 
liche Maßnahmen im Rahmen der FAO können zur Finanzierung dieser Kom- 
mission geringfügige Kosten entstehen, die über den Haushalt der FAO abge- 
deckt werden. 

2. Vollzugsaufwand 

Der Gesetzentwurf verursacht Mehrausgaben durch Ausweitung der behörd- 
lichen Tätigkeit beim Bund. Sie ergeben sich aus der Verpflichtung zur Durch- 
führung von Risikoanalysen für Schadorganismen für Pflanzen, die im Rahmen 
des revidierten IPPC verbindlich als Aufgabe der nationalen Pflanzenschutz- 
dienste verankert worden ist, sowie aus der Mitarbeit bei der Entwicklung und 
aus der fachlichen Bewertung von internationalen Standards nach Artikel X des 
Abkommens sowie im Hinblick auf die Bewertung von Einfuhrvorschriften 
von Drittländern. Die Verpflichtung zur Durchführung von Risikobewertungen 
als Grundlage pflanzengesundheitlicher Regelungen ergibt sich bereits aus dem 
Übereinkommen über die Anwendung gesundheitspolizeilicher und pflanzen- 
schutzrechtlicher Maßnahmen (SPS-Übereinkommen). Internationale Stan- 
dards, die im Rahmen des IPPC erlassen werden, spezifizieren teilweise sehr 
weitgehend die Anforderungen, die an Risikoanalysen gestellt werden. Pflan- 
zengesundheitliche Maßnahmen einschließlich phytosanitärer Regelungen sind 
zukünftig auf der Grundlage von Daten und Bewertungsverfahren fachlich zu 
rechtfertigen, wobei hinsichtlich Quantität und Qualität neue Anforderungen 
gestellt werden. 

Bei der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft entsteht da- 
durch ein Personalbedarf von zwei Stellen/Planstellen des höheren Dienstes. 
Die Mehrausgaben hierfür betragen zunächst jährlich 130 000 Euro. Hinzu 
kommen Sachausgaben in Höhe von 10 000 Euro jährlich. Der Mehrbedarf an 
Stellen/Planstellen und die Mehrausgaben werden durch Umschichtungen in 
Kapitel 10 10 einschließlich der Biologischen Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft erbracht. Von den Bundesländern hat lediglich Bayern über zu- 
sätzliche Kosten berichtet. Diese wurden auf ca. 67 000 Euro für Personalkos- 
ten und 10 000 Euro für zusätzliche Sachkosten jährlich beziffert. 


E. Sonstige Kosten 

Für die Wirtschaftsbeteiligten entstehen keine zusätzlichen Kosten. 

Auswirkungen dieses Gesetzes auf die Systeme der sozialen Sicherung sowie 
auf die Löhne bestehen nicht. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbrau- 
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksache 15/2544 - unverändert anzunehmen. 


Berlin, den 24. März 2004 


Der Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 

Dr. Herta Däubler-Gmelin Gustav Herzog Dr. Peter Jahr 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatter 

Friedrich Ostendorff Dr. Christel Happach-Kasan 

Berichterstatter Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Gustav Herzog, Dr. Peter Jahr, Friedrich Ostendorff, 
Dr. Christel Happach-Kasan 


I. Verfahrensablauf 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 94. Sitzung am 4. März 
2004 den Gesetzentwurf der Bundesregierung - Drucksache 
1 5/2544 - zur federführenden Beratung an den Ausschuss für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft sowie zur 
Mitberatung an den Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit überwiesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 796. Sitzung am 13. Februar 
2004 beschlossen, gegen den Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung keine Einwendungen zu erheben. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Ziel des Gesetzentwurfes ist die Inkraftsetzung der 1997 im 
Rahmen der 29. Konferenz der Ernähmngs- und Landwirt- 
schaftsorganisation der Vereinten Nationen angenommenen 
Fassung des Internationalen Pflanzenschutzübereinkom- 
mens, die in nationales Recht umgesetzt werden muss. 

Mit dem Übereinkommen ist beabsichtigt, international ein 
wirkungsvolles Vorgehen gegen die Ein- und Verschlep- 
pung gefährlicher Schadorganismen der Pflanzen und Pflan- 
zenerzeugnisse sicherzustellen, geeignete Bekämpfungsme- 


thoden zu fördern und die Zusammenarbeit der Vertrags- 
staaten auf diesem Gebiet zu regeln. Ziel des Abkommens 
ist es, den nationalen Regierungen ein Instrument zur Ver- 
fügung zu stellen, mit dessen Mitteln sie ihre pflanzlichen 
Ressourcen vor Schadorganismen schützen können. Durch 
das IPPC werden internationale Standards festgelegt, nach 
denen auf einer wissenschaftlichen fundierten Basis die 
notwendigen pflanzengesundheitlichen Maßnahmen vorge- 
nommen werden können, ohne dass diese ein unzulässiges 
Handelshemmnis darstellen. 

III. Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat in seiner 35. Sitzung am 24. März 2004 ein- 
stimmig die Annahme des Gesetzentwurfs empfohlen. 

IV. Beratungsverlauf im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft hat den Gesetzentwurf - Drucksache 
15/2544 - in seiner 38. Sitzung am 24. März 2004 abschlie- 
ßend behandelt und sich einstimmig dafür ausgesprochen, 
der Vorlage zuzustimmen. 


Berlin, den 24. März 2004 


Gustav Herzog 

Berichterstatter 


Dr. Peter Jahr 

Berichterstatter 


Friedrich Ostendorff 

Berichterstatter 


Dr. Christel Happach-Kasan 

Berichterstatterin 
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